 Herzlich willkommen zur Lage der Nation Ausgarnummer 233,
 diesmal mit einem Interview mit Annalena Berbock,
 der Spitzenkandidatin der Grünen für die Bundesfasswahl 2021.
 Aufgenommen haben wir das Gespräch,
 auf am 18. August 2001.
 Ja, ganz genau.
 Das ist also, wenn ihr das jetzt am Fürfönlichungstag
 hört, so etwa vor einer Woche.
 Wir haben uns gedacht, im Vorfeld,
 ja, wenn Annalena Berbock jetzt hier im Interview ganz viel raumbekommt,
 dann müssen wir das natürlich auch ein bisschen ausgleichen.
 Klar, sie kann sich jetzt hier vor ein paar 100.000 Menschen
 eine Stunde lang vorstellen in diesem Interview.
 Deswegen haben wir selbstverständlich auch die Teams
 von Armin Laschet und Olaf Scholz gefragt,
 haben denen auch ein Interview angeboten.
 Da gab es einfach vom Team Laschet bisher keinerlei Reaktionen.
 Und beim Team Scholz ist das Interesse da,
 wir versuchen, da gerade ein Termin abzustimmen.
 Also nur damit für alle klar ist, wir haben hier keine Partei
 selbstverständlich bevorzugt, sondern wir versuchen,
 das ausgeglichen zu machen.
 Vielleicht noch so Transparenz.
 Wir hatten natürlich mit den Grünen vorhin ein paar Absprachen getroffen.
 Ja, also das vielleicht für euch hast du ganz interessant,
 wie sowas zustande kommt.
 Erst mal fängt's ganz simple an.
 Man schreibt die E-Mail an das Team.
 Hallo, wir würden gerne stellen uns vor.
 Und dann melden die sich halt oder nicht.
 Und die Grünen haben sich dann irgendwann gemeldet.
 Und dann klopfen wir halt so ein bisschen die Rahmenbedingungen,
 ab wie lange soll es denn sein?
 Ja, um Stunde, Minimum, ja, okay, alles klar, wir suchen nach einem Termin.
 Und dann kam irgendwann die E-Mail, ja, wir haben hier den Wahlkampf-Boss,
 mit dem fahren wir dann am 18.8.
 Von Passau nach Regensburg, da sind wir zwei Stunden unterwegs.
 Da hat Frau Berbock noch ein bisschen was zu tun.
 Aber da könnt ihr euch eine Stunde mit ihr unterhalten.
 Wollt ihr nach Passau kommen, einsteigen und dann nach Regensburg fahren?
 Wir gesagt, klar, warum nicht?
 Und so waren wir zu Gast im Wahlkampf,
 Bus der Grünen auf dem Weg von Passau nach Regensburg.
 Aber wir haben natürlich sämtliche Kosten selbst getragen
 und bis auf ein Glas Wasser auch nichts angenommen.
 Genau, wir hatten vorher grob's geziert, was uns interessiert.
 Und der Deal war, dass man während des Interviews Fehler korrieren kann.
 Das hat Frau Berbock ein, zweimal gemacht, bei Versprechern.
 Ja, wo sind wir falsche Zahl?
 Eine falsche Rähnung gemacht, das ist ...
 Nein, pass korrigiert. Versprich, man sich.
 Aber wir haben das hinterher nicht mehr korrigiert,
 lassen und kam auch keine Bitte.
 Es ist vor allem auch nicht autorisiert.
 Das Interview, so wie wir es aufgenommen haben,
 quasi live nur mit ein, zwei kleinen Fehler-Korektion.
 Wir hatten vorher auch mal Twitter gefragt, was euch so interessiert
 und waren ehrlich gesagt überrascht davon,
 dass dann doch eine Menge Rückmeldungen kamen.
 Ja, das 600, weit über 500, auf jeden Fall Fragen von euch.
 Deshalb wirklich großartig, ganz herzlichen Dank
 für diese Beteiligung klar.
 Wir können jetzt nicht alle diese Fragen stellen.
 Das war für uns trotzdem sehr wichtig.
 Deswegen vielen Dank für die Beteiligung.
 Auf dieser Art und Weise konnten wir sicherstellen,
 dass wir keine wesentlichen Fragen übersehen.
 Es war noch viele, viele gute Ideen dabei.
 Damit schalten wir jetzt auf das Sofa im grünen Wahlkampf,
 wo es viel Spaß mit diesem Interview ist.
 (Dynamische Musik)
 Werbung.
 Für ein innovatives Unternehmen ist jeder Blinkende Körser
 eine neue Chance.
 Werden Sie etwas verbessern?
 Oder etwas ganz neues erschaffen?
 Das Dell Technologies Beratungs-Team
 bietet Ihnen die Expertise und die nötigen Tools
 mit Windows 11 Pro, um gemeinsam Großes zu erreichen.
 Dell Technologies empfiehlt Windows 11 Pro
 für Unternehmen, um mehr aus einem Lattetudelab-Top herauszuholen.
 Rufen Sie uns an unter 0800-2003355.
 Oder besuchen Sie uns auf Dell.de/KMO- Beratung.
 (Dynamische Musik)
 Frau Berbock, wir sind zu Gast in Ihrem Tour.
 Bus, seit ich jetzt was gesagt, im Wahlkampf Bus.
 Sie sind sieben Wochen unterwegs, glaub ich, insgesamt.
 Mit dem ganzen Team erzählen Sie doch mal,
 weil viele lesen dann immer nur ja Grüne, Wahlkampf, Tour.
 Und so, wie läuft das ab? Was machen Sie den ganzen Tag?
 Ich tue, ja, am Wassensinn des Wortes,
 quer durch Deutschland, Norden, Süden, Osten, Westen,
 gemeinsam mit Robert, Parwech, bin ich in über 100 Orten unterwegs.
 14.000 Kilometer knapp.
 Da mussten wir alles mitnehmen, was man in sieben Wochen auf 14.000 Kilometern braucht.
 Das bedeutet, wir haben hier einen Bus,
 wo wir so was tolles wie ein Podcast machen können.
 Also auf ganz klein Raum, die Zuhören und Zuhören können das ja nicht sehen.
 Wir sitzen hier eng beinaheinander, natürlich Corona getestet.
 Das ist natürlich klar hier im Bus.
 Wir haben Arbeitsplätze für Mitarbeiter, Social Media und Sicherheit mit anBoort.
 Und schlafen Sie hier ein Boot?
 Man kann hier auch schlafen, wir haben hier auch ein paar Stockbetten mit drin,
 weil ich immer wieder nach Berlin zurück muss.
 Wir haben ja diese Trielle im Fernsehen.
 Und wenn wir dann grad von 100 Kilometern weg sind und ich versuche nicht zu fliegen,
 fahre wir dann über Nacht und da sollte man auch ein bisschen schlafen.
 Ein Trier, schönes Wort. Das habe ich bei dieser Gelegenheit gelernt.
 Ich schätze, das ist ein Duell zu tritt. - Genau, ein Duell zu tritt.
 Wunderbar.
 Gut, dann kommen wir jetzt unserem ersten inhaltlichen Blog.
 Natürlich stehen die Grünen für Klimapolitik.
 Also heißt es im Bundestagswahlprogramm für die aktuelle Wahl,
 Zitat.
 Es ist notwendig, auf den 1,5 Grad Pfad zu kommen, was das bedeutet.
 Wissen, Lage, Hürerinnen und Türen natürlich.
 Also die Erderwärmung möglichst so zu begrenzen,
 dass sie 1,5 Grad nicht überschreitet.
 Dafür ist unmittelbar ist und substanzierles Handeln
 in die nächsten Jahren entscheidet.
 heißt es in ihrem Wahlprogramm.
 Und auch das IPCC sagt ausdrücklich,
 die nächsten Jahre werden entscheiden.
 Und da fragen wir uns natürlich, was wollen Sie in den ersten 100 Tagen
 nach der Wahl konkret umsetzen?
 Was sind Ihre zentralen wichtigsten Andiken in diesem Politikfeld?
 Ein Klimaschutz-Zufordprogramm auflegen.
 Es klingt jetzt erst mal sehr, sehr technisch,
 aber wir haben erlebt, dass in den letzten Jahren
 nur von Klimaschutz geredet wurde, nicht so viel getan wurde.
 Und wir sind derzeit bei einer Erdderwärmung von über 1 Grad.
 Und das macht halt so deutlich, wie wichtig jedes Jahr.
 Es wird in dieser Extremwetterereignisse mit den Sturzregen Europa
 hat im Süden gebrannt.
 Und wenn wir das noch irgendwie in den Griff bekommen wollen,
 dass das nicht ständig passiert,
 dass meine Kinder, ihre Kinder, eure Kinder im Sommer auch in 20 Jahren
 im August noch rausgehen können,
 da müssen wir halt alles jetzt dafür tun.
 Und das heißt raus aus fossiler Energie.
 Was heißt das konkret?
 Also man hat, wenn Sie Bundeskanzlerin werden sollten,
 dann haben Sie ja diese ersten 100 Tage.
 Und wir haben das bebeidengesehen.
 Da wird dann erst mal gleich.
 Eindig krebt nach dem anderen und da zeichnet,
 es wurde sehr, sehr viel in diesen ersten Tagen in Bewegung gesitzt.
 Was wäre das bei Ihnen?
 Genau, das bedeutet, die Grundlagen dafür zu schaffen,
 dass wir wirklich aus der Kohl aussteigen können
 und dafür brauchen wir erneuerbare Energien.
 Irgendwo muss der Strom ja herkommen.
 Und deswegen in den ersten 100 Tagen die Rechtsgrundlage dafür zu schaffen,
 dass Deutschland weit, zwei Prozent der Landesfläche
 für Windkraft genutzt werden kann.
 Weil wir erlebt haben in den letzten Jahren,
 wenn das Bundespolitisch nicht wirklich mit Schwung betrieben wird,
 dann werden halt Windräder nicht gebaut.
 Und wenn wir keine Windräder bauen,
 können wir schlecht aus der Kohle aussteigen,
 was aber Grundlage dafür ist,
 dass wir die Erdderwämer überhaupt noch in den Griff bekommen können.
 Und da sieht man auch den großen Unterschied,
 dass wir uns in diesem Wahlkampf geht.
 Machen wir das noch mal konkret.
 Häusst es dann 2 Prozent der Fläche unseres Landes?
 Das heißt, dass quasi die Abstandsregeln
 für die Windkraft bundeseinerdig geregelt werden
 und dass dann die Abstandsregeln drastisch zusammengestrichen werden,
 sodass man dann eben tatsächlich einfacher Windräder aufstellen kann?
 Das bedeutet, dass man einfacher Windräder aufstellen kann,
 aber dass man vor allen Dingen den Bundesländern sagt,
 so jeder hat was zu leisten.
 Das kann ich sein, dass ein Bundesland wie Bayern,
 das war ja das, was SPD und Union im letzten Jahren gemacht haben,
 gesagt, okay, die Bundesäbene erlaubt,
 dass man sowas wie 10H in Bayern einführt,
 so Abstandsregeln, dass de facto kein Windrad mehr gebaut wird,
 so funktioniert halt Klimaschutz nicht.
 Und wir sagen, jedes Bundesland muss 2 Prozent der Landesfläche nutzen.
 Wie sie das dann tun, das liegt in der Hand vor Ort,
 weil was natürlich sinnvoll ist.
 Ich kann ja nicht aus Berlin sagen, hier im Bayerischen Wald übrigens...
 An dem Standort muss ich...
 Genau 53 Kilometer von der Autobahn links,
 sondern das soll vor Ort entschieden werden,
 aber es darf kein Rausreden mehr geben.
 Und wenn wir da natürlich Regionen haben,
 wir haben ja Bundesländer schließlich Holstein
 oder auch im Ostdeutschland viele, die sind schon fast bei 2 Prozent
 oder sogar drüber.
 Und andere Bundesländern sagen, wir wollen das nicht.
 Das gibt auch eine Möglichkeit, eben Kommunen zu stärken zu sagen,
 okay, da macht es ein anderes Bundesland, aber die Ausreden,
 die sind dann in Zukunft vorbei.
 Also, Abstand ist das eine der Windkraftausbau,
 der hakt ja an mehreren Punkten,
 einmal die Mengen, die ausgeschrieben werden,
 dann aber auch an der Ausschreibungsmetode überhaupt.
 Ja, es ist viel Kritik, der Gesetzgeber sagt,
 so und so viel werden versteigert und dann werden die halt versteigert oder nicht.
 Und wenn es nicht versteigert,
 dann ist bei der nächsten Versteigung nicht mehr so ein weniger Winter.
 Es gibt Kritik an dieser Versteigungsmetode,
 wollen sie weg und dass wieder so viel gebaut werden kann,
 wie eben gebaut werden will?
 Es geht jetzt zum künstlicher Deckel.
 Und auch das ist was, wo man klar und deutlich sagen muss,
 das ist nicht einfach so passiert, sondern ich sitze ja und selber im Wirtschafts- und Energieausschuss.
 Das war eine politische Entscheidung von der großen Koalition.
 Das war von beiden Akteuren, die gesagt haben,
 wir wollen in ausbau der erneuerbaren Verlangsam,
 und deswegen hat man Deckel eingeführt,
 wie viel überhaupt nur noch ausgeschrieben wird.
 Und diesen Deckel müssen wir anheben,
 dass überhaupt ausgeschrieben wird, dafür gibt es ja Vergütung,
 da kann man die sind uns endendlich machen,
 sonst wird es ja nicht bezahlt.
 Müssten wir verdreifachen, also die Ausbaumänge deutlich, deutlich erhöhen.
 Und wir müssen dafür sorgen, dass wenn kleine Anbieter
 Windkraft ausbauen wollen, vor Ort,
 dass man dann nicht die ganzen bürokratischen Regularien erfüllen muss
 und dann Europat gesagt, da gibt es so eine besondere Regel,
 dem Minimus-Regel und die können ohne Groß an der Ausschreibung teilzunehmen bauen.
 Das Gute ist ja.
 Und deswegen macht mich das manchmal auch so sauer,
 wenn man sagt, die haben mal gucken,
 wie das mit dem Klimaschutz so funktioniert.
 Alles ist da, wir hatten vor fünf Jahren die Situation.
 Ich war da mal selber bei der Klimakonferenz dabei,
 wo man gesagt hat, technisch wie geht das.
 Und jetzt ist es so, dass auch die deutsche Industrie sagt,
 wir wollen Windparks bauen.
 Wir brauchen das für unsere Industrie.
 Und das ist eigentlich das Gute in der Situation,
 dass es jetzt den politischen Rahmen braucht,
 aber große Teile der Wirtschaft weiter sind als die aktuelle Politik.
 Ihre Ausfahrziele im Bundestagswahlprogramm sind ja tatsächlich sehr ergeizig.
 Da ist die Rede von einem jährlichen Zubau
 von mindestens 5 bis 6 Gigawatt Wind an Land.
 Später sollen es sogar 7 bis 8 sein
 und auch im Bereich Solar-Energie.
 Soll der Ausbau von 10 bis 12 Gigawatt schließen,
 sie auf 18 bis 20 steigen.
 Das sind sehr ambitionierte Zahlen.
 Das heißt, sie sprachen gerade davon ein Deckel,
 soll angehoben werden.
 Wollen sie dann tatsächlich diese Versteigerungsmethodes
 wieder abschaffen, soll tatsächlich einfach einen Antrag reichen,
 wie konkret sollen Menschen dazu gebracht werden,
 dass sie Windkraft oder Solaranlagen errichten?
 Wir müssen gar nicht Menschen dazu bringen.
 Also, dann normale Bürgerbaut zu selten, ein Windrad,
 sondern wir müssen denen, die jetzt bauen wollen,
 schnell die Genehmigung erteilen.
 Wir haben damals gesagt, dass mit den Ausschreibungen
 weil das System komplett umgestellt wurde.
 Das ist superbürokratisch, das verlangsamt.
 Das ist dann auch passiert.
 Aber ich kann jetzt schlecht die Uhr zurückdrehen
 und sagen jetzt, erfinden wir noch mal alles neu.
 Also, das bleibt. Die Ausschreiben bleiben.
 Diese Zeit haben wir nicht.
 Genau, das wird die Ausschreibung bleiben.
 Werden für wenige Windkraftanlagen endbürokratisiert.
 Für die großen, das ist jetzt eingespielt.
 Und dann brauchen wir auch eine Planungsbeschleunigung mit den Genehmigungen.
 Derzeit dauert sieben Jahre, bis sich dann so ein Windrad bauer.
 Und diese Prozesse müssen vereinfacht werden.
 Wie das geht, zum Beispiel in Baden-Württemberg
 hat jetzt Winfried Kretschmann, der gesagt hat als dritte
 jetzt Regierungsphase, jetzt richtig Butter bei die Fische.
 Wir fangen an in unserem eigenen Stadtvorst,
 in den Flächen, die uns gehören als öffentliche Hand.
 Bauen wir jetzt die Windräder und legen sofort los.
 Und das brauchen wir diesen Drive, brauchen wir in jedem Bundesland.
 Eine letzte Faktor, der noch verlangsamt, den Ausbau des Bürger-Proteste,
 dann nehme ich anders da auch ein paar von ihren Leuten mit dabei sind,
 die eigentlich Windkraft wollen, aber bitte nicht in meinem Hof.
 Wie wollen sie da die Leute ins Boot holen?
 Also, zum einen, das ist immer so in einem Land.
 Das ist immer so eine Gesellschaft in jeder Familie.
 Eigentlich, dass man ganz selten im Punkt hat,
 alle sind eine Jahr Meinung.
 Wenn du fragst, was gibst du Mittagessen,
 dann jedenfalls bei mir in der Familie sagt,
 die eine Milchreise in andere Spielnade.
 So und dann einight man sich den einen Tag,
 und dann gibt es das.
 Und deswegen dieser Punkt, der immer wieder vorgebracht wird,
 aber es gibt ja auch welche, die dagegen sind.
 Natürlich, da muss man es Gespräch kommen,
 da muss man überzeugen, da muss man vor Ort darüber sprechen,
 wo es der beste Ort ist.
 Deswegen finde ich diese kommunalen Entscheidung auch wichtig.
 Ja, auch irgendwelche Grünen sind dagegen.
 Also die Grün sollen mir mal gezeigt werden,
 die die Windräder verhindern.
 Das ist wirklich so eine Erzählung immer diese Ausreden.
 Irgendwie man anders ist Schuld.
 Diese Schuldzuweisung sind vorbei.
 Wir müssen ausbauen und es bedeutet,
 Bürgerbeteiligung am Anfang.
 Wir haben das auch zum Beispiel bei Ausbau von Bahnstrecken.
 Ja, da ist natürlich auch, wenn das vor deinem Haus in der Nähe vorbei geht,
 es ist laut.
 Aber die Bürger am Anfang zu beteiligen,
 und nicht, wie wir es jetzt haben, am Ende,
 wenn alles durchgeplant ist,
 das ist eigentlich das A und O.
 Das hat zum Beispiel Robert Haabek in Schleswig-Holstein
 beim Trassenausbau sehr deutlich gemacht.
 Wenn ich die Menschen an Anfang mit an Bordhohli,
 die können selber sagen, geht der Trassenausbau links
 oder rechtsrum um den Ort,
 dann kann man schon ganz viel auf die Wege bringen.
 Aber am Ende ist es eine politische Verantwortung,
 zu sagen, wir wollen das politisch,
 weil wenn wir die Klimaziele erreichen,
 dann müssen wir die Windräder auch bauen.
 Sie haben gerade schon das Stichwort Abbau von Bürokratie genannt
 im Kontext von Genehmigungsverfahren zum Beispiel für Windkraftanlagen.
 Auf der anderen Seite findet sich im Gründprogramm durch das auch
 eine Idee, die im Zweifel sogar zu mehr bürokratischen Hemdissen führen könnte.
 Da heißt es nämlich so schön,
 für Genehmigungsprozesse führen wir eine Klimaverträglichkeinsprüfung ein,
 mit einer CO2-Bremse,
 machen wir Klimaschutz-Zirkware-Schnittsaufgabe,
 indem wir gesetzene Führerklimawirkung hinprüfen,
 die Vereinbarkeit mit den Nationalen Klimaschutzzielen und dem CO2
 bügt sie sicherstellen und den möglichen Einsatz
 von klimafreundlichen Alternativen gewährleisten.
 Das klingt ja erst mal gut, aber ist das nicht im Grunde wieder ein Weto-Recht,
 zum Beispiel für das Umweltministerium und geht es dann nicht vielleicht langsamer voran.
 Also, das haben wir bei anderen Gesetzen und bei allen Gesetzen auch schon,
 dass es natürlich immer vorher geprüft wird, was bedeutet das für den Haushalt.
 Deswegen gab es auch einen Aufschreil, als ich gesagt habe,
 ja, also Paris muss schon die Grundlage sein und was nicht Paris kompatibel ist,
 das müssen wir kritisch überprüfen.
 Preißt du überprüfen das BMO?
 Also das Umweltministerium sagt, wir haben es geprüft, findet nicht statt?
 Nein, das heißt, wir haben es überprüft, also zum Beispiel, geilwächens Infrastrukturprojekt
 hat natürlich Emissionen, die ausgestoßen werden.
 Aber wenn ich dann sage, so insofern ist es so viel Emissionen und wir ausmiss,
 wir in anderen Bereichen sagen und wie sparen wir die dann wieder ein oder aber,
 das ist unser großer Vorschlag auch mit Blick auf den Bundesverkehrswegeplan,
 weil wir im Bereich zum Beispiel der Infrastruktur, der Mobilität,
 ja, Scheuer gar nichts richtig eingespart hat,
 da dann auch zu sagen, okay, hier müssen wir mittelrichtig umschichten,
 die Straße, die mal vor 20 Jahren hier geplant worden ist,
 die brauchen wir heute gar nicht mehr,
 weil jetzt haben wir Alternativen, die viel besser sind.
 Das heißt dann auch zu sagen, Dinge zu korrigieren,
 die heute nicht mehr zeitgemäß sind.
 Aber hat das BMO dann an Weto?
 Wir werden nicht auf dem Parisfahrt kommen,
 wenn wir sagen, das Umweltministerium ist für Klimaziele zuständig
 und der Rest kann machen, was er will.
 Jedes Ministerium, auch das Finanzministerium zum Beispiel,
 auch wo investieren wir eigentlich in Zukunft, in welche Forms investieren wir.
 Da sind ja manche Bundesländer schon so, dass sie sagen,
 okay, unsere öffentlichen Gelder, die stecken wir nicht mehr in Forms rein,
 wo zum Beispiel Kohleunternehmen drin sind.
 Das würde auch fürs Fürslandministerium gelten.
 Deswegen auf die Frage, ist es nicht das Umweltministerium,
 was ich alleine drum kümmern, sondern jedes Ressort ist dafür verantwortlich,
 ein neues Gesetz, was es selber vorschlägt,
 auf die Frage, klimaneutralität zu überprüfen.
 Und wenn das dann nicht gewährleistet wird,
 dann kann man entweder aus dem Kanzlerin am Teraus als Richtlinikumpetenz sagen,
 so geht das nicht.
 Oder man vereinbart vorher dafür ist dann
 ein entsprechendes Klimaschutz, Transformationsumwelt für Ministerium für zuständig.
 Sie haben im Grunde schon Andreas Scheuer,
 den derzeitigen Bundesverkehrsminister kurz zitiert.
 Für den Verkehrsbereich fordern Sie im Wahlprogramm,
 das ab 2030, deshalb, also so einreichender Klimaziele,
 nur noch emissionsfreie Autos neu zugelassen werden sollen.
 Das klingt jetzt erst mal sehr ambitioniert,
 der verbannte Automobilindustrie z.B. hat in der vergangenen Woche
 nach einem Gipfel mit der derzeitigen Bundeskanzlerin ausdrücklich gesagt,
 selbst im Jahr 2035 fanden Sie eigentlich noch zu früh für einen Verbot von Verbrennern.
 Man muss schon sagen, ökologische Mobilität in der Stadt
 klingt noch relativ leicht möglich, da kann man Fahrrad fahren,
 da kann man den ÖPNV nutzen, also Bus und Bahn z.B.
 Aber wir haben ganz viele Hörerinnen und Hörer, die immer sagen,
 Mensch, Ulf, Philipp, schön und gut, eure schönen Ideen,
 Ihr seid halt auch Berlin-Bubble.
 Jetzt sagt uns nochmal, wie es auf dem Land er aussieht.
 Wie soll ich denn z.B. von hintertubfigen in die Kreisstadt kommen,
 wenn ich das nicht mit dem Auto machen kann?
 Natürlich weiterhin mit dem Auto.
 Ich bin selber auf dem Dorf groß geworden
 und wenn es mal in einem Ort kein Bahnhof gibt,
 kann ich ja schlecht sagen, fahrt bitte alle mit der Bahn.
 Sondern dann war die Variante, dass man mit dem Bus fährt,
 aber der Bus jedenfalls bei mir im Ort,
 vor gerade am Wochenende oder abends,
 wo man als Jugendliche in die Disco geht,
 da möchte man gerne auch irgendwann nachts wieder nach Hause kommen,
 vor der Bus halt nicht.
 Deswegen gibt es natürlich weiterhin individuellen Autoferkäer,
 aber die Frage ist, wo brauchen wir den?
 Deswegen ja Großstädte und es betrifft ja nicht nur immer Berlin.
 Gibt mir dies Berlin-Schelte als wenn in Berlin die einzige Großstadt
 wäre, wir haben z.B. in Brüssel erlebt,
 dass wir in der Corona-Zeit die Stadt sich Gedanken darüber gemacht hat,
 was es eigentlich eine Lebenswerte in Statt,
 man hat ganz, ganz viele Straßen,
 dann für Kaffees, für die Menschen genutzt und danach gesagt,
 das behalten wir so bei, weil es unsere Stadt Lebenswerte macht.
 Und da gibt es ja viele Initiativen vor Ort,
 aber auf dem Land braucht es weiter das Auto.
 Aber auch auf dem Land möchte ich, dass die Menschen saubere Autos fahren.
 Es ist leiser, es ist für das Klima, das, was wir brauchen.
 Und dafür muss jetzt Politik die Leidplanken setzen.
 Und das war ja so ein bisschen der erste Teil ihrer Frage,
 wie der wieder so deutlich macht, wenn wir auf die letzten warten.
 Und jetzt sagt der Automobilverband, wir lobbyieren aber dafür,
 dass wir das spätmöglichste Ausstiegstatum haben.
 Dann haben wir jetzt erlebt, dass einzige einzelne Automobilhersteller,
 selber der Tauschen in der Automobilindustrie sagt,
 da machen wir nicht mehr mit.
 Das kann nicht sein, weil damit gefährden wir unseren Industriestand
 Deutschland. Also Daimleich war da vor ein paar Wochen zu Besuch,
 hat jetzt ganz stolz präsentiert,
 das modernste Werk in Sindelfing, wo man Elektroautos herstellt.
 Und zwar ab 2025, für alle Bereiche,
 weil man sagt, ansonsten sind wir international.
 Ich merke, werbsfähig.
 Auch hier wird wieder so deutlich, wenn wir diese Politik weiter betreiben,
 die einfach sagt, wir warten mal ab, was so passiert.
 Wir wurschen uns so durch, wir sind eigentlich eher Bremser als Innovator.
 Dann führt das dazu, dass wir den Industriestand oder Deutschland
 und damit auch den Wohlstand in unserem Land gefährden.
 Aber wie soll das auf dem Land passieren?
 Wie soll Mobilität möglichst ohne Auto und Klimafreundlicher
 von Land stattfinden?
 Ich habe ja gesagt, das heißt, nicht auf dem Land möglichst ohne Auto.
 Ich mein, auf dem Land müssen wir auch dafür sorgen,
 dass wir das Land nicht vergessen.
 Ein Drittel der Gesellschaft, fährt überhaupt gar kein Auto,
 weil man endlich entweder zu jung ist, gar kein Führerschein hat.
 Ältere Menschen haben oftmals kein Auto mehr, manche wollen kein Auto.
 Da können die selbst machen.
 Genau. Und das bedeutet, zum Beispiel,
 in etlichen Bundesländern haben wir uns ganz stark dafür gemacht als Grüne,
 dass es eine Mobilitätsgerantie gibt.
 Es kann ja nicht sein, dass wir in Deutschland sagen,
 mobil kann man nur sein, wenn man eigenes Auto hat.
 Jeder hat ein Recht darauf, mobil zu sein.
 Das heißt, dass wir jeden Ort stündlich mit einem Bus anbinden müssen.
 Bei mir in der Region gibt es sehr, sehr kleine Orte.
 Das können dann auch Bürgerbusse und Rufbusse sein.
 Aber das gehört zu einem Mobilitätskonzept im 21. Jahrhundert dazu.
 Es gibt ja auch andere europäische Länder, die uns vormachen,
 wie sowas funktioniert.
 Zum Beispiel auch, indem man die Wege ganz neu denkt.
 Also wir sind digitalisiert, eine globale Verwaltung kann auch in den Ort kommen.
 Da muss man dann nicht 50 km in die nächste Kreistadt fahren
 und dreimal mit dem Bus umsteigen, sondern sagen.
 Der Verwaltungsbus, der kommt einmal im Monat bei euch im Ort vorbei.
 Oder ist gleich online zur Verfügung?
 Oder dann gibt es ja auch noch eine Autonomie-Busse,
 wo man einfach in der App klickt, ich möchte einen Transport
 und irgendeinen Algorithmus berechnet, wo diese Autonomie-Bus fahren.
 Woherfahren? Da kann man sich viele schöne Dinge vorstellen.
 Aber verbermt sie, kann die Diener für das Spitzenamt auf Bundesebene,
 was wir gerade beschrieben haben, betrifft eigentlich eher die kommunale Ebene.
 Wo sehen Sie denn da den Bund in der Verantwortung?
 Wie kann der Bund an dieser Stelle den Wandel der Mobilität,
 z.B. in Form einer Mobilitätsgarantie konkret voranbringen?
 Der Bund ist ein zentraler Verantwortung.
 Wenn der Bund deutlich macht ab 2030,
 gibt es nur noch emissionsfreie Autos in der Neuzulassung.
 Das kann nur der Bund regeln, da kann ich die Kommune sagen,
 wir denken uns das jetzt mal gemeinsam aus.
 Dann steht der Bund genauso in der Verantwortung,
 und das ist mein Anspruch als Bundesregierung, dann zu dafür zu sorgen.
 Und wie bauen wir die Werke so um,
 dass sie Arbeitsplätze gesichert werden?
 Zum Beispiel über einen Transformationensvorn,
 gerade auch für Zuliefererfirmen zu sagen,
 wenn dann Mitarbeiter eine Weiterqualifiziert werden,
 dann muss das auch staatlich mit unterstützt werden.
 Oder dann in der Region, in dem wir sagen.
 Und das war eines der großen Projekte eigentlich der letzten Wahlperiode,
 was bedeutet Infrastruktur im ländlichen Raum,
 Bahnstrecken zu reaktivieren.
 Wir haben das Stratten liegen,
 da vormal ein Zug leider ist das einige Jahrzehnte her,
 und dann zu sagen, okay, das Geld aus dem Bundesverkehrswegeplan
 nutzen wir, damit auch in Zukunft wieder ein Zug fährt
 und auch am kleinen Bahnhof hält.
 Und das ist eine Prioritätensetzung.
 Das ist eine Prioritätensetzung dazu.
 Investieren wir gerade in ländliche Regionen
 und investieren wir in den öffentlichen Nahverkehr.
 Und natürlich auch bei mir fällt das Geld nicht vom Himmel.
 Aber das heißt, dann eine Umschichtung,
 weswegen wir auch deutlich machen,
 große Autobahnprojekte zu überprüfen, macht das eigentlich noch Sinn.
 Oder können wir das Geld nicht besser in der Bahninfrastruktur nutzen?
 Dichwort Umschichtung, ein Riesenpot,
 der von vielen mal angesprochen wird,
 sind diese klimaschädlichen Subventionen
 und wird bundesamt rechnet mit über 50 Milliarden,
 die jedes Jahr aus der Steuerkasse fließen
 für umweltschädliche und klimaschädliche Subventionen.
 Diesel ist billiger, weil die Stäuer geringer ist,
 als sie eigentlich sein könnte, kerosinen.
 So ob keine Mineralölsteuer drauf.
 Der sogenannte Dienstwagenprivelege,
 also dass man nur ein Prozent des Neupreises
 eines Dienstwangs von der privaten Steuer absetzen muss,
 wenn man ein Auto als Dienstwagen hat, das macht autos extrem attraktiv.
 Und das sind ja alles Sachen, wo der Bund, wo eine Regierung
 ziemlich direkten Zugriff drauf hat.
 Was davon werden Sie in den ersten 100 Tagen
 oder in Ihrer Regierung abschaffen? Welche Subvention?
 Als allerwichtigste ist es mit Blick auf die Frage fliegen.
 Diese Ungerechtigkeit auszugleichen,
 dass man sagt, natürlich zahlt man auf
 Beantickets, Mehrwertsteuer, auch wenn es ins europäische Ausland geht,
 über Nachtzuge und dann wundert man sich,
 dass die dann aber nicht wertbewerbsfähig sind,
 weil der Flug internationale Flügel keine Mehrwertsteuer
 zahlen. Und das ist ein bisschen der Punkt,
 dass diese Erzählung immer alles saubere ist ja so teuer
 und fossile Mobilität ist so günstig.
 Das stimmt ja nicht, weil es massiv, wie Sie gesagt haben,
 so pensioniert ist oder weil die Umweltschäden nicht eingepreist sind.
 Und wenn wir sicherstellen wollen, dass ich das saubaste Produkt,
 was im Sinne der Ereignheit ist, auch wirklich durchsetzt,
 dann müssen wir diese Ungerechtigkeiten ändern und abschaffen.
 Und das Dienstwagenprivelege, was Sie angesprochen haben,
 ist zum Beispiel auch ein sehr sehr einfaches Instrument,
 wo man sagen kann. Wir fördern nicht,
 weil es sind meistens die großen, schweren Wagen,
 sind Dienstwagen, wenn man sich das mal anguckt bei den Verkaufszahlen.
 Wir fördern nur noch, was wirklich saubere Autos sind.
 Und das ist dann Elektromobilität und vor allen Dingen auch nach Größe und Gewicht.
 Also Dienstwagenprivelege bleibt aber nur für Vollbatterie elektrische Autos
 und mehrwertsteuer für Flüge.
 Dienstwagenprivelege heißt, also sehr steuerliche Absetzbarkeit,
 nur für die saubaste Technologien, um den einen neuen Schub auch zu geben.
 Wir wollen ja, dass dieser Markt angereitzt wird
 und mit Blick auf die Besteuerung von Kyrusien
 müssen wir das entsprechend gleichstellen.
 Was ist mit Diesel?
 Also Diesel ist ja billiger, weil er mal als saubergeilt und so
 und man die Leute dafür entschädigen wollte.
 Das ist auch eine umweltschädliche Subvention,
 die dazu führt, dass der Markt stark verzerrt ist.
 Und schaffen Sie das ab.
 Ja, ja, probierbar.
 Das sind ambitionierte Pläne.
 Sie werden allerdings vermutlich bei der Bundestagswahl
 keine absolute Mehrheit für die Grünenfraktionen erwingen.
 Das glaube ich auch.
 Das ist, glaube ich, der kleine Schuss-Räder ist, genau.
 Jetzt fragt sich natürlich, wie wollen Sie SPD, Union FDP,
 mögliche Koalitionspartner*innen von diesen Plänen überzeugen?
 Um mal ein Beispiel zu machen, Dienstwagenbesteuhrung
 in Ihrem Sinne ökologisch umbauen mit der Union,
 das wird nicht einfach, denn wir haben es gehört.
 Es gibt jedenfalls Automobilhersteller, die unbedingt
 Verbrennermotoren retten wollen.
 Wie soll ein weiteres großes Klimatema der Kohleausstieg
 der SPD verkauft werden?
 Olaf Scholz hat gerade in der vergangenen Woche noch wie ein Löwe gekämpft
 dafür, dass der Kohleausstieg nicht vorgezogen wird auf 2030.
 Auch bei der FDP gibt es, sagen wir mal, unterschiedliche Vorstellungen,
 was Klimaschutz angeht.
 Wie soll das konkret gehen?
 Was ist der Hebel, um an dieser Stelle grüne Positionen
 auch in Koalitionsverhandlungen zum Beispiel durchzusetzen?
 Erst mal hier alle anschneiden die Zuhören.
 Ist das ja nicht?
 Der Wahlkampf muss jetzt kommen die heiklen Fragen da rollt der Busl.
 Genau, wenn es anstatt dann ruck ist hier gerade.
 Also, wie soll das gehen?
 Da ist viel in dieser Frage drin war.
 Ich glaube, dass man jetzt stark schauen muss,
 weil so vieles so schnell ist, dass man klar priorisiert
 und nicht alles in einen Topfürft.
 Deswegen möchte ich einmal ganz kurz noch sehr deutlich machen.
 Der Punkt, einige Automobilhersteller wollen das eigentlich gar nicht mehr.
 Das ist überholt.
 Alle Automobilhersteller wissen, dass wir auf Elektromobilität umstellen.
 Dass die Technologie ist, die sich im PKW-Bereich durchsetzen.
 Dass einige Kanzlerkandidaten noch überlegen,
 vielleicht könnte es ja auch eine andere Technologie sein,
 zeigt einfach, wie sehr man die Debatten der letzten Jahre nicht mitbekommen hat,
 was eigentlich klimafreundliche Mobilität bedeutet.
 Jetzt geht es darum, den Rahmen politisch so zu setzen,
 dass das schnell genug geht, schnell genug,
 damit die Autos hier in Deutschland und nicht in China produziert werden
 und schnell genug, damit wir im Verkehrsbereich die Emission erreichen?
 Und das gleiche gilt, deswegen das war jetzt die Kohlefrage im Energiebereich.
 Und deswegen, wie wir immer so deutlich gesagt haben,
 wir müssen als erstes aus der Kohle raus.
 Zum einen, weil die Emissionen da wahnsinnig groß sind.
 Und zum anderen, das ist ja das Gute,
 weil wir hier Technologien haben, die sind schon da.
 Da müssen wir nicht sagen, die Elektroautos müssen jetzt auch
 für die Familie und Gebrauchtwagen alle auf den Markt kommen,
 sondern wir haben die Windkraft, wir haben die Solarkraft.
 Wir wissen, wie man Stromaussorberen Energien erzeugt.
 Gerade fallen wir am Solarpark vorbei?
 Ja, direkt eine Autobahn, das sind ja auch.
 Ja, das heißt schön. Aber das zeigt doch sozusagen,
 wir sind ein Land, das hat man das Auto erfunden, das Fahrrad erfunden.
 Wir haben so viel Technologie erfunden und wenn man Lust darauf hat,
 diese Erfindung jetzt wirklich auf die Strecke zu bringen,
 dass man hier zum Beispiel Solarkraft super noch als Schallschutz
 auf Autobahnen nutzen kann.
 So wir waren aber bei der Kohleur.
 Ja, wir begnommen, ich die Beisp
 die Beisp
 die gebrachten waren eben tatsächlich nur beispiell.
 Ich wollte jetzt eigentlich mit ihnen so quasi auf eine Ebene
 auf die Ebene der Kohleur.
 Das wird eine Schlüsselentscheidung für diese Bundestagswahl.
 Dieser Wahl wird darüber abgestimmt und Union, SPD und Grüne sind jetzt gleich auf.
 Und es wird jetzt darum gehen, wer ist wirklich in zentraler Verantwortung,
 um diese klimaneutralität auf den Weg zu bringen.
 Und da haben wir jetzt, mich hat das auch etwas schockiert,
 auch von Olaf Scholz gehört, dass er genauso wie Herr Laschet,
 darum eiert vor ein paar Wochen noch als die schlimmen Flutbilder da waren,
 gesagt hat beim Klimaschutz jetzt aber so richtig.
 Und nun plötzlich sagt aber 2038 bleibt der Kohleausstieg.
 Damit werden wir so klar, muss man das sagen.
 Die Klima, Ziele nicht erreichen können und das wird ein zentraler Verhandlungspunkt.
 Sind Sie bereit, darüber zu verhandeln?
 Oder sagen Sie, wenn Ihr das nicht macht, wenn Ihr nicht 2030 raushalt,
 dann gibt es mit uns keine Regierung.
 Deswegen trete ich dafür an, diese Bundesregierung anzuführen,
 um deutlich zu machen, dass es eine Klimabundesregierung,
 da gibt es jetzt keine Ausreden mehr,
 ob wir vielleicht in der nächsten Legislatur dann in Kohleausstieg vorbereiten,
 jetzt werden die Weichen dafür gestellt,
 diese Klimakrise in den Griff zu bekommen.
 Und für uns ist die Grundlage, dass Paris-Erklima abkommen.
 Und das heißt, den Kohleausstieg deutlich vorzuzziehen und noch mal.
 Auch im Sinne unseres Wohlstands in unserem Land.
 Im November, direkt nach der Bundestagswahl und auch da kann man sich fragen,
 wer zu dieser Klimakonferenz fahren.
 Leute nach Glasgow.
 Leute, die gesagt haben,
 wo wir Wurscheln, mal weiter so wie in den Jahren zuvor, oder?
 Sagten wir gemeinsam mit den Amerikanern.
 John Kerry, der in Deutschland war, gesagt hat,
 Mensch, das ist die Klimakonferenz, wo wir weltweit deutlich machen können,
 jetzt aber Klimaneutralität.
 Und ich will das wieder hinfahren und sagen,
 Deutschland zieht den Kohleausstieg vor,
 weil wir haben jetzt verstanden.
 Aber vorbeirab, was ist denn der Hebel?
 Wir haben verstanden, was ihre Position ist.
 Wir haben natürlich verstanden, dass sie möglichst stark werden wollen.
 Das versteht sich.
 Nur was ist ihr Hebel, um zum Beispiel Union, zum Beispiel SPD,
 auch tatsächlich dazu zu bringen, dass sie sagen, okay, Kohleausstieg 2030?
 Der Zentralen Hebel liegt in den Händen der Wählerinnen und Wähler,
 weil es darauf ankommen wird, wer dieses Bundeskanzlerinamt stellt.
 Ob da als Richtlinienkompetenz vorgegeben ist,
 Pariser Klimaabkommen ist das Zentralezukunftprojekt dieser Bundesregierung.
 Und dann, wenn Sie fragen, wie will man das machen?
 Man kann das zum Beispiel, in denen man endlich,
 es hat mir eben der Frage, preis, mit einpreist,
 was eigentlich die Klimaschäden sind.
 Das heißt, in CO2-Preis anzuheben.
 Es müssen wir eher als Europäerinnen und Europäer tun,
 damit dann alternative Formen der Stromerzeugung,
 aber vor allem auch der Wärmeerzeugung, Wettbewerbsfähig sind.
 Und klar, das wird eine knallharte Frage für uns in Koalitionsverhandlung sein.
 Weil für mich als Grüne, wenn Klimaschutz die Menschheitsaufgabe unserer Zeit ist,
 da macht es für mich kein Sinn, in eine Regierung einzutreten,
 die sagt, wie in den letzten meines Legislaturperioden große Koalition,
 aber Klimaschutz behandeln wir als Fußnoter F.
 Sie haben eben CO2-Preis angesprochen.
 Sie sagen 2023 soll die Tonne CO2 60 Euro kosten,
 also vorgezogen werden.
 Und sie haben ja einen Energiegeld,
 heißt das, glaube ich, bei Ihnen, vorgeschlagen.
 Also so die Idee, die Produkte werden teurer werden,
 zumindest die, die mit CO2 hergestellt werden.
 Da gibt's überhaupt keinen Zweifel darüber.
 Leute, die wenig verdienen, haben wenig Möglichkeiten auszuweichen.
 Sie werden ein größeren Anteil ihres Einkommens ausgeben,
 müssen relativ zu Leuten, die viel verdienen.
 Und da mehr Kosten haben und Sie haben vorgeschlagen,
 dann nehmen wir das Geld, was wir mit CO2-Preis einnehmen
 und verteilen, dass mit diesem Energiegeld Pro-Cop haben Sie gesagt,
 soll halt ausgeschüttet werden im Jahr.
 Wir haben dazu auch mit Svenja Schulze gesprochen.
 Und die sagt, ja, ja, schöne Idee.
 Aber das lässt sich logistisch schon gar nicht verteilen.
 Wie wollen Sie dieses Geld, was Sie einsammeln, wirklich Pro-Cop,
 also nicht erwachsener Mann Frau, sondern auch Kinder,
 auf die Haushalte verteilen? Wie soll es gehen?
 Ja, das ist jetzt eine interessante Aussage, auch der Umweltministerium,
 weil im Umweltministerium diese Idee, mal mit entstanden zu sagen,
 Klimaschutz muss sozial gerecht sein.
 Und da gab es auf dem Sicht eine Ansage von Olaf Scholz,
 Leute, man ist nicht so schnell,
 eigentlich will ich beim Klimaschutz nicht so viel tun.
 Wie wir das machen wollen, wie das andere Länder auch machen.
 Also es gibt es ja schon in der Schweiz,
 es gibt es auch schon in Kanada, deswegen auch da zeigt,
 wie sehr Deutschland zurückgefallen ist in den letzten Jahren.
 Dabei als in anderen Ländern, bei uns nicht,
 zum Beispiel alle in der Krankenversicherung drin sind,
 ist unser Vorschlag, dass über die Steueridentifikationsnummer
 schwieriges Wort ausserzahlen, die hat jeder Mensch schon bei Geburt.
 Und dann zu sagen, okay, da haben wir im Allem mit erfasst.
 Und das ist auch unser Modell, zu sagen Pro-Cop,
 das heißt auch Kinder bekommen das dann ausgezahlt,
 damit dann zum Beispiel die Familie auf dem Land,
 die für die Fahrt zum Sportvereinige Auto braucht,
 mit berücksichtigt hat, dass sie auch noch Kinder hat.
 Und damit schaffen wir gerechten Klimaschutz,
 der eben auch dafür sorgt, dass man die Menschen,
 die viele Personen im Haushalt haben stärker unterstützt,
 als wenn ich jetzt ein Single bin.
 Und 15-mal im Jahr in Städte-Trip beim Flugzeug fliege.
 Und soll das gesamte Geld, was da eingenommen wird,
 über den CO2-Preis ausgeschüttet werden?
 Was in diesem Bereich eingenommen wird,
 wobei wir zusätzlich die EG-Umlage senken wollen,
 damit die Stromkosten runterkommen.
 Als CO2-Preis haben wir schon,
 dass negieren einfach die anderen beiden gerne mal,
 zur Senkung auch die Strompreises und zur Senkung der EG-Umlage.
 Das halte ich auch für richtig.
 Und der andere Teil soll pro Kopf ausgezahlt werden.
 Aber, weil das vorhin auch noch mal eine Frage war,
 mit dem Kohleausstieg, der Kohleausstieg hat dann nichts zu tun.
 Es gibt ja den europäischen Emissionshandelspreis.
 Es ist alles super komplex, aber wenn man sich dieser Komplexität nicht stellt,
 dann wird man halt nicht schnell genug Klimaschutz voranbringen können.
 Aber dieser europäische Emissionshandelpreis,
 der ist für die Industrie und der ist auch für die großen Kohlekraftwerke.
 Und deswegen den anzuheben,
 hat überhaupt nichts mit dem Privathaushalt zu tun.
 Und deswegen ist das auch schnell umsetzbar mit einem nationalen Mindestpreis.
 Ja, also vielleicht noch zu dem Preis.
 Wie viel ist das dann so?
 An Sie deine Zahl?
 Also mit wie viel kann denn so eine, weiß ich nicht,
 vierköpfige Familie, mittleres Unteraß, Einkommen?
 Was kann die so im Jahr nach ihren Plänen einplanen,
 was sie aus diesem Topf bekommt?
 Da es ja 75 Euro sind, die wir vorschlagen.
 Und wenn man eine vierköpfige Familie hat, pro Kopf, also auch die Kinder mit dabei,
 bedeutet das dann gut 300 Euro pro Jahr.
 Und wenn man jetzt zum Beispiel auf dem Land wohnt, dann auch täglich zur Arbeitspennel muss,
 dann hat man eine Gasheizung im Keller, dann kommt man auf plus minus 0.
 Aber das ist ja nicht das einzige, was wir wollen.
 Wenn die Heizung eh schon so alt ist, dass sie ausgetauscht werden muss,
 dann haben wir ein Austauschprogramm vorgelegt, das gibt es auch schon jetzt.
 Aber jetzt zielt es nicht komplett auf erneuerbares Heizen,
 sondern sagt zum Beispiel, wir fördern auch noch weiter Gazeitung.
 Es ist ja ein bisschen irre, wenn wir sagen, Gas muss auslaufen.
 Das heißt, wir würden mal diesem Austauschprogramm
 voll auf erneuerbarer Heizung gehen und Familien Menschen mit einem geringen Einkommen,
 einen Sonderaufschlag noch zu zahlen,
 dass sie ihre Heizkörper dann auch wirklich austauschen können,
 auch hier wieder die Verbindung von Klimaschutz und totalergerecht.
 Das Energiegeld hat tatsächlich eine ökologische Steuerungswirkung auf der anderen Seite,
 aber kann es auch ein Instrument sein, um diesen ökologischen Wandel sozial verträglich zu gestalten,
 je nachdem, wie hoch tatsächlich jetzt die Wurzweilpreise,
 es kann es sogar dazu beitragen, Unterschiede zwischen Arm und Reich vorringern zu helfen,
 haben verschiedene Wirtschaftsforschungsinstitutische durchgerechnet.
 Als ein zentraler Grund für die soziale Ungleichheit in Deutschland,
 gelten allerdings die vielen Menschen im Niedriglohnsektor auf der einen Seite
 und natürlich auch das sogenannte Hartz IV,
 wo ja viele Menschen ihre Erspanisse verlieren,
 weil sie die eben erstmal verbrauchen müssen, bevor sie Hartz IV bekommen.
 Beides beruht auf den Reformen der rot-grünen Bundesregierung bis 2005.
 Und auch wenn die SPD dafür immer primär kritisiert wird, sind natürlich die Grünen dafür ebenfalls verantwortlich,
 weil sie damals im Bundestag mit der SPD zusammen die Mehrheit gestellt haben.
 Daher meine Frage, was wollen Sie denn außer diesem Energiegeld noch umsetzen,
 um diese Schere zwischen Arm und Reich in Deutschland zu schließen, insbesondere,
 was soll ganz konkret möglichst schnell umgesetzt werden für mehr soziale Gerechtigkeit?
 Eine starke Sozialpolitik. Der Klimaschutz ist nicht dafür verantwortlich, dass, was Sie angesprochen haben,
 dass Menschen im Hartz IV System leben oder dass der Mindestlohn in Deutschland deutlich zu gering ist.
 Also was will ich tun, um Menschen aus der Armut zu holen, den gesetzlichen Mindestlohn auf 12 Euro anzuheben?
 Das ist was, was mehr als überfällig ist, damit Menschen von ihrer Hände Arbeit auch wirklich leben können.
 Und für mich einst der wichtigsten Projekte auch aus der Lehre.
 Und ja, auch in der Verantwortung von Rohdgrün mit Blick auf Hartz IV System mit eingeführt,
 dass wir gesagt haben, dass die Sanktionen, die da drinstecken, die nicht dazu geführt haben,
 dass man sagt, man bringt Menschen wirklich auch in Arbeit, dass wir die Sanktionen abschaffen.
 Und dafür sorgen, dass Menschen wirklich in Arbeit vermittelt werden und vor allen Dingen,
 wenn man dann anfängt zu arbeiten, nicht so eine harte Kante mehr hat, dann hast du einen Zuverdienst
 und eigentlich lohnt es sich eigentlich gar nicht so richtig, wieder in die Arbeit einzusteigen.
 Also da ein fließenden Übergang zu gewährleisten. - Also Sanktionen, das heißt, die Kürzung von Hartz IV, die kommt weg.
 Genau, weil es ein Riesenbürokratieaufwand ist, das was mal gedacht worden ist,
 dass man dann Menschen schnell an Arbeits bringt, das hat nicht funktioniert
 und stattdessen sollten die Mitarbeiterinnen in den Jobcentern ihre Arbeitszeit dafür nutzen können,
 wirklich zu schauen, wo können Menschen wieder in Beschäftigung kommen.
 Und das Wichtigste ist mir, dass wir Kinder aus diesem Hartz IV System rausholen.
 Dieses System ist mit Blick auf Beschäftigung von Erwachsenen. Kein Kind soll arbeiten,
 sondern in die Schule, in die Kita gehen eine Ausbildung machen und wir erleben,
 dass wir eins der reißen Industrieländer sind und bei uns jedes fünfte Kind in manchen Städten sogar
 ihriges Dritte Kind, das muss man sich mal vorstellen, ein Drittel einer Schulklasse in Armut lebt.
 Und das klingt dann so abstrakt, aber das bedeutet sehr gerade Sommerferien, die Einschulung beginnt.
 Wir hatten wir uns selber gerade die Einschulung meiner zweiten Tochter
 und da kauft man Schulransene, Schultyte, das Wort.
 Aber was von der Maha, das Problem ist bekannt.
 Ja, das Problem ist leider bei sehr, sehr vielen nicht bekannt,
 weil wir das immer wieder auch im Bundestag diskutieren zu sagen, warum jede Familie hat doch die Chance,
 dass Kinder gut aufwachsen können. Es hat nicht jede Familie und deswegen möchte ich,
 dass wir Kinder raus aus dem Hartz IV System holen über eine Kindergrundsicherung.
 Also pro Kind einen festen Betrag pro Monat?
 Pro Kind von den Kindern, wo die Eltern im Hartz IV System,
 die bekommen deutlich mehr. Meine Kinder brauchen nicht eine zusätzliche Finanzierung.
 Wenn jetzt gesagt wird, wir müssen die Kinder frei beträgen, erhöhnen, wie sie CDU vorschlägt,
 dann werde ich vor allen Dingen als eine sehr, sehr gut verdienende Abgeordnete entlastet,
 weil ich viel Steuern zahlen, ist ein Entsteuern entlastung gut.
 Nach Hartz IV Familie hilft das überhaupt gar nicht, weil sie keine frei beträge braucht,
 sondern dann möchte ich, dass diese Kinder so unterstützt werden, was sie für zum Leben brauchen,
 in höchsten Satz bekommen.
 Und das sind bei uns in unserem Modell über 500 Euro für Jugendliche,
 damit die dann wirklich auch so am Leben teilhaben können, wie ihre Klassenkammer warten.
 Stichwort Bildung, das haben Sie gerade schon genannt.
 Da enthält Ihr Wahlprogramm noch einen weiteren Echtenzankabfell,
 wo man sich auf Widerstand von Union und FDP-Ministens einstellen muss.
 Das ist das Stichwort der Vermögensteuer.
 Da findet sich nämlich die Forderung, dass die Einführung einer Vermögensteuer für die Länder,
 also zu Gunsten der Länder, ein Bevorzug des Instrument der Grünen ist.
 Und das so eingenommene Geld soll für Bildung ausgegeben werden.
 Ein Prozent Abgabe von Vermögen über 2 Millionen sind da geplant.
 Auf der anderen Seite, blinkt es mal gut, Bildung fahrt ein.
 Auf der anderen Seite wird natürlich kritisiert,
 dass die gerade die Vermögensteuer ein enorm hohen Verwaltungsaufwand mit sich bringt.
 Muss das wirklich sein, dass man die Vermögen jedes Jahr bewertet?
 Wenn jemanden besseren Vorschlag hat, wie man nicht dauernd nur darüber reden,
 dass es nicht sein kann, dass in Schulen das warm Wasser nicht funktioniert
 und es kein Internet-Anschluss gibt,
 dann können wir gerne auch über andere Vorschläge reden,
 aber wie Sie ja gesagt haben, Bildung ist vor allen Ländern Sache.
 Die Länder haben nicht ganz so viele Steuern, die sie selber einnehmen.
 Vor allen Dingen haben wir eine wahnsinnig großen Unterschied
 auch zwischen den Regionen hier im Bayern, wo wir gerade durchfahren.
 Haben wir schon hohe Einräumen durch die Biersteuer.
 Das ist in anderen Bundesländern nicht so hoch.
 Und deswegen ist unser Vorschlag.
 Wir hatten ja auch noch eine Vermögensteuerung in Deutschland,
 dass wir sagen, wir wollen dafür sorgen, dass vor allen Dingen,
 dass wir das, was die Länder einnehmen können, dann in Schulen fließen.
 Und wenn jetzt jemand anders, also die Union sagt,
 wir haben einen besseren Vorschlag, dann können wir darüber gerne diskutieren.
 Aber ich akzeptiere nicht, dass alle beklagen,
 die Schulen müssen besser finanziert werden.
 Aber wo das Geld herkommen soll, das sagt dann kein,
 aber das können wir unseren Kindern auf Dauer nicht weiterzumutieren.
 Mit was reichen in die Länder?
 Also 1 Prozent ab 2 Millionen Euro pro Person, was kommt da im Jahr rum?
 Das hängt jetzt ganz davon ab, wie man das ausgestaltet.
 Deswegen ist es auch was, wo wir deutlich sagen,
 es müssen nicht alle an einen Tisch schätzen,
 weil das ist ja auch immer das, was als Gegenargument kommt
 und was sich nicht nur höre, sondern was ein Problem ist.
 Wir können bei Betrieben nicht die Substanz bestäuern.
 Wir müssen dafür sorgen, dass gerade jetzt auch Familienunternehmen
 die sagen, wir machen Rücklagen für die Zeiten,
 wenn es mal nicht so gut läuft, dass das nicht besteuert wird.
 Aber wir haben da Milliarden Einnahmen, die wir erzielen können,
 um das dann für die Bildung zu nutzen.
 Ich möchte nur kurz sagen, weil natürlich werden wir das nicht über Nacht einführen.
 Und ich will nicht so lange warten, bis dann die Grundschüler
 einmal raus aus dem Bildungssystem sind,
 wenn man vielleicht dann so weit gekommen ist.
 Sondern zusätzlich dafür muss der Bund in die Bildungsfinanzierung
 jetzt einsteigen.
 Das können wir zum Beispiel tun, über die Sozialgesetzgebung.
 Also Schule gerade Grundschule ist ja nicht nur einmal 1 A, B, C,
 sondern eigentlich Sport, wenn man da lernen,
 dass man auch Sportarten anbietet, die es sonst nicht so gibt
 oder manche Kinder gar keinen Zugang zu haben, Musikinstrument lernen.
 Also den Ganztag ausbauen.
 Und da steht der Bund aus meiner Sicht in der Pflicht,
 wirklich in eine dauerhafte Finanzierung
 über die Sozialgesetzgebung mit einsteigen zu können, ergänzen zu den Ländern.
 Weil es nicht hinnehmbar ist, dass irgendwie Kinder abhängig davon,
 welche Postleizeil sie haben, eine gute Schule oder nicht so gute Schule haben,
 weil einfach die Finanzsituation vor Ort zu wahnsinnig unterschiedlich ist.
 Sie haben gerade schon das Stichwort Ausbau genannt.
 Für Schulen, das ist noch in einem ganz anderen Politikfeld ausgesprochen.
 Heikel, nämlich Stichwort Breitband ausbau.
 Deutschland ist international weit abgeschlagen.
 Manche Leute formulieren schon, sag kastisch,
 sei wieder DDR angesagt.
 Deutscher digitaler Rückstand.
 Ich fahr zum Beispiel gerade in Frankreich.
 Da hat man selbst in der Pampa vier Netze mit LTE oder 5G,
 also super Internet.
 In Deutschland hat man oft nur Edge oder gar nichts.
 Auch stationäre Internetzugänge sind häufig schwierig.
 Es gibt ganz wenig Glasfaseranschlüsse.
 Kurz und gut.
 Der Ausbau ist 20 Jahre lang weitgehend verpent worden,
 denn die Provider bauen natürlich nur da aus, wo sich das lohnt.
 Und es fehlt an hinreichend konkreten Vorgaben.
 Für den Ausbau, Sie kennen das wahrscheinlich aus dem Wirtschaftsausschuss,
 denn das liegt ja größtenteils im Netzzuständigkeit des Bundeswirtschaftsministeriums.
 Was wollen die grünen Konkrettun damit Funklöcher in wenigen Jahren
 für der Vergangenheit angehören und dass man überall auch in der Pampa
 einen Glasfaseranschluss bekommen?
 Wie soll es konkret laufen?
 Ein Rechtsanspruch darauf formulieren.
 Und zwar auf schnelles Internet und auch da sieht man die Unterschiede,
 wo es bei dieser Bundestagswahl darum geht,
 weil von einigen Parteien, FDP und Union immer gesagt hat, der Staat soll sich aus allem heraushalten.
 Wenn der Staat sich aber heraushält und sagt, das muss man selber gucken,
 ob wir überall Glasfaseranschlüsse oder gute Internetversorgung haben,
 weil wir keine politischen Ziel formulieren,
 dann führt das dazu, dass wir Regionen haben.
 Bei mir aus Brandenburg, wenn man da eine Grenze langfährt,
 da freut man sich dann, wenn man polnische Mobilfunk hat,
 weil man leider keine deutsche Verbindung hat.
 Und dieses Recht darauf in jedem Winkel in unserem Land,
 wirklich Mobil und digital versorgt zu sein, ist wie früher.
 Da hat man auch gesagt, in jedem Dorf gibt es einen Briefkasten.
 Was heißt denn das dann?
 Dann ist es ein Rechtsanspruch auf X-Megabit oder was?
 Dann kann man hingehen zum Gericht und sagen, hier ist bei mir nicht, ich will.
 Und dann?
 Nein, dann ist es erst mal der Vorgeschritt,
 dass ich will, dass die Menschen das erst noch einklagen müssen,
 sondern dann ist dann Aufgabe an den Staat,
 wenn man feststellt, es gibt Regionen,
 da gehen keine Akteure rein, dass man dann sagt, zum Beispiel,
 durch eine Infrastrukturgesellschaft, okay, gemeinsam mit der Kommune
 baut jetzt ein Betreiber aus und dafür müssen wir dann auch staatliche Mittel
 mit in die Hand nehmen.
 Aber das gibt's ja jetzt schon.
 Weil es von hier doch nicht.
 Also, es gibt ja jetzt schon das Modell, diese 456-Majahren von Andreas Scheuer.
 Da ist ja ein Modell, das die Kommune sagen kann, gibt mir das Geld.
 Ich als Kommune bau hier Glasfaser mit irgendeiner Firma.
 Irgendwann gehört mir dann das Netz und ich verpachte das Netz,
 die Glasfasernetz an Leute, die dann Daten darüber schicken.
 Diese Idee gibt's schon, aber es reicht halt offensichtlich.
 Was war hier anders?
 Zum einen kam die Idee reichlich spät, weil man erst gesagt hat,
 wir setzen jetzt mal allein auf den Markt und gucken,
 mal was passiert, plus eine politische Haltung hatte.
 Und es darf man nicht vergessen, wenn man an die Probleme heranwält,
 dass es hieß, naja, es kann auch nicht an jeder Milchkanne den Anschluss geben.
 Das vererst mal die Mentalität, die aber nicht mit unserem Grundgesetz vereinbar ist,
 wo wir gleichwertige Lebensverhältnisse haben.
 So und jetzt haben wir eine Situation,
 dass jetzt auch an die Scheuer aufgewacht ist.
 Aber bürokratische Regelungen geschaffen hat,
 die Kommune sagt, ich hätte das gerne,
 dann wird das monatelang geprüft,
 dann muss die Finanzierung erst mal zugesagt werden,
 bevor man die Ausschreibung gehen kann.
 Und auch das will ich alles entschlacken und zu sagen,
 wenn die Kommune sagt, wir brauchen das jetzt hier mit einer zusätzlichen Unterstützung,
 dann sollte man in der Kommune auch glauben.
 Und die können dann auch schon mal loslegen, ohne Finanzierung.
 Also diese förder Idee dieser Mechanismus bleibt,
 sie wollen ihn halt nur Schlange machen.
 Genau. Und dann aber deutlich machen und wenn es dann aber nicht passiert,
 dann gibt es auch eine Verantwortung zu sagen,
 okay, da müssen wir auf die Unternehmen noch mal zugehen und sagen,
 dann baut ihr jetzt.
 Ich möchte nochmal auf ein anderes Politikfeld zu sprechen kommen,
 nämlich innen und sicherheitspolitik.
 Und das stichwort Staatstrojana in den Mund nehmen,
 denn das wurde von ganz vielen Menschen auf Twitter ins Spiel gebracht,
 als wir gefragt haben, was wir dann im Interview mal ansprechen sollten.
 Die Grünen im Bund äußern sich stets kritisch zu Staatstrojana,
 also zu der Möglichkeit staatlichen Hekkings,
 dass der Staat sich in Computer und Handys reinhacken kann.
 Die Groko hat diesen Staatstrojana nun sogar
 für die 19 Deutschen Geheimdienste eingeführt,
 aber auch die Grünen in den Ländern haben wiederholt für Staatliches Hecking gestimmt.
 In Hessen zum Beispiel und in Baden-Württemberg.
 Außerdem hat die Groko jetzt den BND nochmals mehr Vollmachten gegeben,
 obwohl ja das Bundesverfassungsgericht 2020 die Ausruf von der Überwachung
 durch den BND kritisiert hat.
 Was wollen Sie hier konkret für mehr Freiheitsrechte tun?
 Wie gesagt, in den Ländern sind die Grünen bisher jedes Mal umgefallen,
 wenn es zum Schwurck haben, können sich die Menschen die Grünen werden darauf verlassen,
 dass wenigstens die Geheimdienste den Staatstrojana wieder abgeben müssen?
 Der Punkt ist, dass Dinge ermöglicht worden sind, die jetzt so sind.
 Das heißt, wir müssen die Verfassungskonform gestalten.
 Aber es ist natürlich eine schwierige Abwägungsfrage zwischen Sicherheits
 und dann Datenschutzstandards bzw. Bürgerrechten.
 Aber Sie könnten das wieder streichen.
 Das ist ein Gesetz, können Sie sich streichen und sagen,
 "Geheimdienste kriegen den Staatstrojana nicht."
 Das könnte ja eine Grenze sein.
 Polizei, Justiz, Dacor, Geheimdienste, nein.
 Ja, das ist auch unsere Polizie.
 Das ist auch unsere politische Haltung an der Stelle.
 Und dann muss man gucken, was sie vorhin angesprochen hat,
 wie man das verhandelt.
 Deswegen ist der zweite Punkt wichtig,
 immer wieder auch deutlich zu machen,
 wenn wir Verfassungsgesetzliche Vorgaben haben,
 von einem Bundesverfassungsgericht.
 Und das ist einer der Druckhebel, dann auch an auf andere Parteien,
 dass wir sagen, man muss sich in einem Staat,
 was auf dem Grundgesetz basiert, schon an Verfassungsvorgaben entsprechend auch halt.
 Gut, aber ich meine, das ist ja der absolute Minimarkonsenz.
 Dass man die Verfassung nicht bricht,
 das wird zwar immer wieder geschehen im politischen...
 Aber das ist ja das, wo wir grün gewarnt haben
 und trotzdem wurde es umgesetzt, weil man eben nichts die Regelung
 so sprechen so gemacht hat, sonst hätten wir die Frage
 vor dem Bundesverfassungsgericht gar nicht lernen.
 Das ist natürlich richtig. Auf der anderen Seite bin ich immer sehr skeptisch,
 wenn gesagt wird, die Vorgaben der Verfassung einhalten.
 Das ist natürlich der Minimarkonsenz.
 Es bedeutet aber im Grunde, dass man so quasi auf dieser Autobahn,
 wo Freiheit und Sicherheit vielleicht so die beiden Leitplanken bilden,
 immer rechts an der Sicherheitsleitplange in Lamschramm,
 so wenig Freiheit wie möglich, so viel Eingriff,
 so viel Überwachung wie möglich, ist das wirklich grüne Politik,
 dass nur die Grenzen der Verfassung eingehalten werden
 oder fordern Sie, dass man auch einen Schritt zurückgeht
 und zum Beispiel eine Rote Linie zieht, wie wir sie gerade es gezielt haben.
 Ja, Polizei und Justiz d'Accor,
 aber wenigstens die Geheimdienste sollen nicht hacken,
 denn die sind ja besonders schlecht kontrolliert,
 wie jedenfalls viele Bürgerrechte rennen, kritisieren.
 Ja, das habe ich ja gerade an der Stelle schon mal genau gesagt
 und fallen, ist ja punkt auch ja.
 Und da sind wir mal einen großen Streit mit der großen Koalition
 gewesen zu sagen, wenn es um mehr Sicherheit geht.
 Und darum muss es gehen.
 Wir müssen, das ist eine Verantwortung von Politik,
 gerade mit Blick auf weltweiten Terrorismus.
 Dafür sorgen, dass die Menschen in unserem Land bestmöglich
 vor Terrorismus geschützt sind.
 Wir haben aber aus den Anschlägen der Vergangenheit ja gesehen,
 dass es nicht die Frage mit Blick auf fehlende Staatstroujana
 der Geheimdienste das Problem gewesen ist,
 sondern Erkenntnisse, die man hatte zwischen den Sicherheitsbehörden
 immer hin und her gekreist sind und nicht entsprechend pervertet worden sind
 oder dass die Frage, wenn wir wissen,
 dass wir in der Lage sind, eigentlich die Gefährder,
 dass wir rund um die Uhr Überwachung brauchen, ja,
 das bindet Personal, das bindet, Ressourcen ist aber die für die Frage,
 was bringt denn die eigentliche Sicherheit, die viel entscheidenderer?
 Wir haben nochmal einen Blick ins Ausland,
 wir haben jetzt gerade dieses Desaster in Afghanistan,
 da haben wir in der Lage vor zwei Wochen,
 glaube ich, mit einem Experten von der Stiftung, Wissenschaft und Politik gesprochen.
 Der sagte, wahrscheinlich wird es grundsätzlich andere Auslandsinsätze geben,
 wenn überhaupt.
 Was würde es mit Ihnen als Kanzlerin für Auslandsinsätze geben?
 Was wären da die Grenzen die Bedingung, damit die Bundeswehr noch mal im Ausland eingesetzt wird?
 Auch hier das Grundgesetz und das Völkerrecht nur,
 man kann nicht pauschal sagen, so und so sieht ein Auslandsinsatz pauschal aus.
 Für mich sind die Rahmenbedingungen,
 das ist auch wieder rechtlich zu Recht zu vorgesehen.
 Das Grundgesetz und das Völkerrecht plus,
 wir haben für uns als große, große Lehre mit Blick auf den Einsatz im Kosovo
 und auch als Afghanistan selbstkritisch als Partei reflektiert.
 Das haben wir es auch immer wieder von der Bundesregierung eingefordert in den letzten 20 Jahren.
 Afghanistan auswerten wollte die Bundesregierung nicht tun,
 haben wir als Partei zu gesagt zu sagen.
 Die Grundlagen für Auslandsinsätze sind zusätzlich zu den rechtlichen Vorgaben,
 die wir ohnehin mit Blick auf das Völkerrecht und das Grundgesetz haben.
 Das Prinzip der Schutzverantwortung, das bedeutet abzuwegen,
 wenn man in Einsätze reingeht aus was für Gründen.
 Zum Beispiel Verhinderung von Völkermord,
 es gibt diese Extremfälle, wo man durch Militärschlimmeres verhindern kann.
 Das bedeutet dann aber auch, dass man zusätzlich zu diesem Element des Schutzes
 eine Verantwortung haben muss, vorher präventiv überhaupt hingeschaut zu haben,
 weil ansonsten kann man militärisch im Zweifel gar nichts mehr retten.
 Und dann zu sagen, wie geht man aus Einsätzen eigentlich wieder raus?
 Und das fehlte komplett in Afghanistan.
 Die Frage, wie gehen wir eigentlich wieder raus?
 Was müssen wir für die Stabilisierung dieser Region vor Ort erreichen?
 Da kann ich nicht, und jeder, der das suggeriert,
 man weiß schon, wie die nächste Katastrophe weltweit aussieht,
 dann würde man sie ja verhindern.
 Aber Marli zum Beispiel, das ist ja so ein Beispiel.
 Das ist die Bundeswehr, lassen Sie die Bundeswehr in Marli unter den Umständen.
 Marli hat ja zwei Missionen.
 Auch da muss man wieder sehr genau hinschauen,
 einmal die UN-Mission und einmal eine EU-geführte Mission.
 Ich habe selber am Bundestag mit Blick auf meine Abstimmung
 haben wir Grünen sehr, sehr deutlich gemacht,
 dass wir mit Blick auf die EU-Mission diese Rahmenbedingungen,
 eigentlich mal gesprochen wurde, bringt dieser Einsatz mehr Sicherheit
 oder führt ihr eigentlich zu mehr Gefahr,
 dass es da immer wieder größere Zweifel griebt,
 gerade weil ein Mandat auch der Bundesregierung vorgelegt worden ist,
 was das erweitert hat auf andere Regionen,
 mit Blick auf Länder, die Diktaturen sind.
 Und wir gesagt haben, so kann man diesen Einsatz nicht weiter zustimmen.
 Bei der UN-Mission, die eine Ausbildung im Rahmen der VN sieht,
 sieht das anders aus, weil da eben dieser Einsatz klar definiert ist.
 Deswegen ist es so wichtig, immer sich jedes Mandat anzuschauen,
 bringt es mehr Schutz, was bedeutet das für die eigenen Soldaten und Soldaten,
 haben die die Materialien sich selbst schützen zu können
 und bringt es für die Menschen vor Ort Sicherheit.
 Und diese Abwägung, das ist das schwierige, eine Außenpolitik,
 ist meine Abwägung zwischen Pest und Kollera, weil ein Nichthandeln,
 das haben wir in Syrien gesehen, ein Nichthandeln,
 kein schlimmste Probleme mit sich bringen.
 Wenn ich das vielleicht noch kurz ergänzen darf,
 es treibt mich wirklich um, weil Außenpolitik, da denkt man immer ja,
 spielt Innenpolitisch nicht eine Rolle, aber Außenpolitik ist für mich
 eins der zentralen Politik, falls der Zukunft gerade wenn zu schwierig ist.
 Im Nordrijag zum Beispiel, als der IS, die ihr sieden und ihr sieden überfallen hat,
 hat die internationale Gemeinschaft nicht gehandelt.
 Das hat dazu geführt, dass Tausende ermordet worden sind,
 gerade Menge Männer. - In Syrien auch nicht.
 In Syrien auch, aber da war es noch mal ein anderes Element,
 weil es gab ein Zeitfenster, wo man hätte sagen können,
 man hätte zum Beispiel diese Frauen, die dann verschleppt und vergewaltigt worden sind,
 mit einer internationalen Zusammenarbeit schützen können.
 Aber das weiß man, das weiß man in dem Moment.
 Und dann muss man halt sagen, okay, übernehmen wir jetzt die Verantwortung und Handeln.
 Jetzt haben wir dann auf gar nicht so angesehen, wenn eine Bundesregierung einfach sagt,
 wir verschließen die Augen vor der Situation, was das für Katastrophale folgen.
 Wir biegen so langsam ein bisschen auf die Ziel gerade ein, die wir hier vereinbart haben.
 Wir biegen ja hier auch, oder auch die Bahn ab,
 kommen, was unser Wahlkampf anstellt.
 Genau. Deswegen noch einen, wie sagt man,
 strategisch persönlichen Aspekt, über den wir im Vorfeld noch so ein bisschen geredet hatten.
 Also es ist unstrittig, dass im ihrem Wahlkampf Fehler passiert sind.
 Das Buch der Lebenslauf, über denen gestritten wurde,
 auch die Nebenankünfte, die zu spät gemeldet wurden.
 Darüber wurde viel berichtet.
 Und wir haben uns aber gefragt, okay, es wurden Fehler gemacht, sie haben das eingestanden,
 sie haben dafür auf dem Deckel bekommen.
 Manchmal sehr rabiatt, manchmal ein bisschen unfair.
 Aber wir haben uns gedacht, das wird ja nicht das letzte Mal sein, dass sie Fehler machen.
 Und das wird ja auch nicht das letzte Mal sein, dass sie dafür auf dem Deckel kriegen.
 Wenn sie jetzt aber Bundeskanzlerin sind und Fehler machen und an auf dem Deckel kriegen,
 und dann abtauchen und in die Defensive gehen,
 habe ich mich gefragt, ob das richtige Vorhalten für eine Bundeskanzlerin ist.
 Nein, wenn man Fehler macht, muss man selbstkritisch reflektieren.
 Was habe ich falsch gemacht? - Ja.
 Und das habe ich mit Blick auf das, was sie angesprochen haben, aus sehr klar gesagt.
 Ich habe hier einen Fehler gemacht.
 Ich korrigiere das und mache es in Zukunft besser.
 Nur diese Haltung zu sagen, wenn man gar keine Fehler macht, dann macht man gar nichts.
 Nee, das ist klar, das wollte ich auch nicht überreden.
 Ich sage ja, Fehler passieren.
 Aber ich habe mich so gefahren, ich hatte so den Eindruck, dass sie dann so in die Defensive gegangen sind.
 Klar, sie haben sich entschuldigt, aber es wirkte so nach außen, sie haben weniger Wahlkampfauftritte als Robert Haweck.
 Sie haben zum Beispiel die Angriffe von Herrn Maasen überhaupt nicht reagiert.
 Man hat es von außen den Eindruck, klar, die hat ganz schön auf dem Deckel gekriegt, aber das setzt ihr auch zu.
 Also diese Schläge sitzen und sie geht erst mal in die Defensive.
 Nämlich gefahrt, wie das wohl als Bundeskrieg.
 Ja, definitiv, oder vielleicht kann man das noch ein bisschen plastischer ausdrucken.
 Wir haben den Anrucks, sie sind so ein bisschen im Schneckenhaus.
 Sie sind auch zwei Wochen in Urlaub gefahren, als es so besonders hoch kochte.
 Ist das so ihre Irreaktionsmuster?
 Dann einfach erst mal das Schlachtfeld verlassen und warten bis sich der Qualen verzogen?
 Nein, ganz ungar nicht.
 Da möchte ich auch deutlich widersprechen, sondern ich bin ganz bewusst in Fernseh-Turgschaus gegangen
 und habe gesagt, das ist nicht gut gelaufen und habe mich dem gestellt.
 Und habe gesagt, das muss in Zukunft besser sein.
 Aber ich bin hier auf einer Wahlkampftour von sieben Wochen und zehn Tage davor habe ich mit meinen Kindern Urlaub gemacht
 und in einer Situation, ich sage jetzt mit meinen Kindern nicht mehr in Urlaub.
 Das ist, glaube ich, das Richtige, für eine Mutter noch für eine Bundeskanzlerin,
 weil man sagt, das ist nicht gut gelaufen.
 Ich korrigiere das dann auch Krafttankenmus für die Aufgaben, die dann bevorstehen, wie vor ein Wahlkampf
 oder für politische Aufgaben, die man in einem Abend einer Bundesregierung dann zu tun hat.
 Wir haben vorher rumgefragt, hier bei Twitter, an einer Leder-Berbock-Interview, was interessiert euch?
 Und eine Sache, die sich wirklich durch dutzende Tweets gezogen hat, war, wie stellen wir sicher?
 Wie können wir eigentlich sehr gehen, wenn wir die Bergbok wählen und die Grünen wählen,
 dass wir nicht dafür sorgen, dass die Union weiter in eine Region bleibt?
 In dem man, den Grünen deutlich mehr stimmen, gibt als der Partei, die man nicht wählen will.
 Das ist in diesem Wahlkampf, wo es jetzt in den noch knapp verbleibenden sechs Wochen geht,
 sich zu überlegen, in welchem Land wollen wir leben.
 Wie können wir das Beste aus unserem Land herrausholen?
 Und ich trete an, wir treten an für eine wirkliche Erneuerung, Dinge in Zukunft auch anders zu machen, besser zu machen.
 Anstatt ich weiter durchzuwurscht und dann muss man gucken, wie das Wahl Ergebnis ist,
 welche Parteien miteinander einen Auftrag haben, an den Tisch zu gehen.
 Und wir haben ja vorhand definiert.
 Es gibt auch Grenzen für Koalitionsgespräche, wenn wir nicht auf den 1,5 Grad Fahrt kommen als Ziel einer Bundesregierung,
 da macht es für Grünen sehr wenig Sinn in so eine Bundesregierung einzutreten.
 Frau Berberg, auf dem Punkt, kann man mit der Union diese ökologische Wende voranbringen,
 die sie gerade eingefordert haben?
 So wie sich derzeit aufstellen, gibt es da viele, viele große Fragezeichen,
 weil wenn man nicht bereit ist, früher aus der Kohle auszusteigen,
 das hat die SPD jetzt genauso formuliert oder wirklich mit voller Power den Industriestand oder Deutschland umzubauen,
 dann wird es etwas schwierig mit den Klimaneutralität zu sein.
 Aber ausschließen können Sie es nicht, dass Sie mit der Union koalieren.
 Also ich bin von Herzen Demokraten und wir haben in den letzten Landtagswahlen auch gesehen,
 was wir für Situation haben, wenn demokratische Parteienplätze sagen, wir reden nicht mehr miteinander.
 In der Demokratie muss man immer miteinander reden.
 Deswegen muss man nach einer Wahl, wenn Wählerinnen und Wähler entschieden haben,
 wie viele Prozent die Parteien bekommen, natürlich sich mit allen an ein Tisch setzen
 und je stärker Grüne sind, dass so deutlicher kann man machen.
 Das ist die Leitlinie für die nächste Bundesregierung, gerade beim Klimaschutz.
 Und deswegen kann jetzt jeder entscheiden in den nächsten Wochen,
 welche Partei sollen führend eine Bundesregierung definieren.
 Frau Berberg, ganz herzlich Dank für Ihre Zeit.
 Wir sind jetzt hier fast angekommen, eigentlich auch.
 Müssen Sie sich jetzt noch Vorbereiten aufs Sohn auftritt oder gehen Sie einfach raus und sagen,
 "Hallo, hier bin ich und los geht's."
 Wie wir dieses Land erneuern, wollen wir mal Wahlprogramm vorgelegt,
 dann muss sich das Wahlprogramm doch mal durchlesen, sondern als Steck tief drin,
 aber auf Toilette würde ich vorher schon nochmal machen.
 Alles klar, okay. Gut, vielen Dank für die Zeit.
 Herzlichen Dank, Anna-Lina Berberg.
 Das war eine Sonderfolge der Lage Nation zu Bundestagswahlkampf.
 Wir haben es gesagt, wir haben die anderen beiden aspiranten, aspiranten auf das Kanzler,
 auch eingeladen, aber Anna-Lina Berberg war die erste, die zugesagt hat,
 herzlichen Dank für dieses Gespräch.
 Danke ebenso, hat viel Spaß gemacht.
 Prima, das war unser Interview aus dem Wahlkampfbus der Grünen mit Anna-Lina Berberg.
 Wir sind dann zusammen mit ihr noch ausgestiegen
 und haben eine relativ punktländernde Einringesbock gemacht.
 Sie ist nur noch ausgestiegen.
 Da lief dann schon die Wahlkampf-Wandschaltung und 5 Minuten später stand sie dann auf der Bühne
 und hat die Massme-Gruß-Ti-Admo, der habt ihr in einer letzten Folge gehört,
 wenn die letzte Folge gehört hat.
 Genau, ja, wir hoffen es natürlich Spaß gemacht.
 Das war die Lage Nation ausgabe, Nummer 253.
 Wenn es euch gefallen hat, empfehlt uns doch gerne weiter.
 Wir freuen uns, sagt ihr müsst nach Lage der Nation suchen.
 Es gibt jetzt auch so ein paar andere Podcasts mit dem Stichwort "Lage im Titel".
 Lage der Nation ist dieser hier.
 Wir hören uns wieder nächste Woche bei der Folge 254.
 Alles Gute und bis dann. Tschüss und Tschüss.
